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Kreis Lippe 
 
283 6. Änderungssatzung der Satzung über Eltern-

beiträge für die Inanspruchnahme von Tages-
einrichtungen oder Kindertagespflege für Kin-
der im örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Jugendamts des Kreises Lippe vom 28.06.2016 

 
Der Kreistag hat am 27.06.2016 gemäß § 23 des Gesetzes 
zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz – KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 
462) und § 5 Abs. 1 und 2 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geän-
dert durch Artikel II des Gesetzes zur Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung – GO Reformgesetz – vom 09. 
Oktober 2007 (GV. NRW. S. 380) die folgende 6. Ände-
rungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Elternbeiträge für die Inanspruchnahme 
von Kindertageseinrichtungen oder Tagespflege für Kinder 
im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Jugendamts des 
Kreises Lippe, zuletzt geändert durch die 5. Änderungssat-
zung vom 15.03.2016, wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Höhe der Elternbeiträge 
 
§ 3, Abs. 2, letzter Satz  
 

„Ab 1.8.2010 erfolgt eine jährliche Anhebung aller 
Beitragssätze nach Satz 2 und 3 um 1,5 % in An-
lehnung an §  

 
19 Abs. 2 KiBiz.“ 
erhält folgende Fassung: 
 

„Ab 1.8.2010 erfolgt eine jährliche Anhebung aller 
Beitragssätze nach Satz 2 und 3 entsprechend der 
Regelungen des § 19 Abs. 2 Kinderbildungsgeset-
zes zur Erhöhung der Kindpauschalen“. 

 
Artikel 2 

 
Diese Änderung tritt mit dem Tag nach der Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 6. Änderungssatzung wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen ge-
gen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
 
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis Lippe vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Detmold, den 28.06.2016 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
gez. Dr. Lehmann 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
284 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb von drei Windkraftanlagen in 
32689 Kalletal, Gemarkungen Bavenhausen, Brosen und 
Henstorf 
 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & Co. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo (aktuelle Bauherrin/Betreiberin: 
Windfrosch GmbH & Co. KG) beantragte die Genehmigung 
gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Errichtung und den Betrieb von insgesamt 
drei zu berücksichtigenden Windkraftanlagen mit einer 
Leistung von jeweils 3 MW im Außenbereich der Gemeinde 
Kalletal an den Standorten: 
 
  WEA I  WEA III WEA VI 
Gemarkung: Bavenhausen Brosen Henstorf 
Flur:  4  7 1 
Flurstück:  17  13 52 
Koordinaten (GK):RW: 3.497.787        RW: 3.497.416 RW: 3.497.689 
             HW: 5.771.810       HW: 5.772.832 HW: 5.771.388 

 
Die Windkraftanlagen sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit weiteren Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm betrieben werden. Windfarmen (6 bis weniger als 
20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 (Liste der UVP- 
pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.6.2 Spalte 
2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Kumulation von An-
lagen innerhalb des Beurteilungsgebietes und der damit 
einhergehenden Überschneidung der Einwirkungsbereiche 
der Windkraftanlagen und Berührung in Bezug auf die 
Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG ist im Rahmen 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach den in der An-
lage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach wiederholter Prüfung des Vorhabens unter Berück-
sichtigung der Antragsunterlagen, hier insbesondere der 
Gutachten zu den Emissionen an Lärm und Schattenwurf  
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und den resultierenden Immissionen sowie der Belange 
des Artenschutzes und unter Berücksichtigung der Stel-
lungnahmen der im Genehmigungsverfahren beteiligten 
Träger öffentlicher Belange und Fachbehörden wurde er-
neut entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien nicht zu erwarten 
sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-

kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Meyer 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
285 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Prüfung der 
Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für die 
Errichtung und den Betrieb von zwei Windkraftanlagen in 
32689 Kalletal, Gemarkung Brosen 
 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & Co. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo (aktuelle Bauherrin/Betreiberin der 
WEA V: Windbüchse GmbH & Co. KG) beantragte die Ge-
nehmigung gemäß § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung 
und den Betrieb von zwei Windkraftanlagen mit einer Leis-
tung von jeweils 3 MW im Außenbereich der Gemeinde 
Kalletal an den Standorten: 
 
  WEA V  WEA VII 
Gemarkung: Brosen  Brosen 
Flur:  6  6 
Flurstück: 30  16 
Koordinaten (GK) RW: 3.497.727 RW: 3.498.109 
  HW: 5.772.193 HW: 5.772.852 
 
Die Windkraftanlagen sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit weiteren Windkraftanlagen im Rahmen einer 
Windfarm betrieben werden. Windfarmen (6 bis weniger als 
20 Windkraftanlagen) sind in der Anlage 1 (Liste der UVP- 
pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.6.2 Spalte 
2 Buchstabe A genannt. Aufgrund der Kumulation von An-
lagen innerhalb des Beurteilungsgebietes und der damit 
einhergehenden Überschneidung der Einwirkungsbereiche 
der Windkraftanlagen und Berührung in Bezug auf die 
Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG ist im Rahmen 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen, ob nach den in der An-
lage 2 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
 

 
Nach wiederholter Prüfung des Vorhabens unter Berück-
sichtigung der Antragsunterlagen, hier insbesondere der 
Gutachten zu den Emissionen an Lärm und Schattenwurf 
und den resultierenden Immissionen sowie der Belange 
des Artenschutzes und unter Berücksichtigung der Stel-
lungnahmen der im Genehmigungsverfahren beteiligten 
Träger öffentlicher Belange und Fachbehörden wurde er-
neut entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien nicht zu erwarten 
sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
(www.kreis-lippe.de) unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz � Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Meyer 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
286 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Herrn Madalin Chiriac 
 
Gegen  
Herrn Madalin Chiriac  
zuletzt wohnhaft: 
Cranger Str. 72 A 
44653 Herne, 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-06-30/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 29.06.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
 



484 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
287 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Herrn Madalin Chiriac 
 
Gegen  
Herrn Madalin Chiriac  
zuletzt wohnhaft: 
Cranger Str. 72 A 
44653 Herne, 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-06-30/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 29.06.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
288 B e k a n n t m a c h u n g  
 
 im Planfeststellungsverfahren gemäß § 68 

Wasserhaushaltsgesetz für die Änderung der 
Abgrabung nach Sand und Kies in Lage, Ge-
markung Müssen, Flur 4  

 
 Antragsteller: Firma Martin Ahle GmbH & Co. 

KG 
 
Die gegen den ausgelegten Plan für die Änderung der Ab-
grabung erhobenen Einwendungen sowie die Stellung-
nahmen von Vereinigungen, die auf Grund einer Anerken-
nung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung ge-
gen die Entscheidung einzulegen und die Stellungnahmen 
der Behörden werden in nachstehend aufgeführten Termi-
nen abschließend mündlich erörtert: 
 
Termin für Behörden, Vereinigungen usw.: 
 
am 19.07.2016 
 
um      10.00 Uhr 
 
im Multifunktionsraum des Medienzentrums 

im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold 

 
 

 
Termin für private Einwender:  
 
am 19.07.2016 
 
um 14.00 Uhr 
 
im  Multifunktionsraum des Medienzentrums 

im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold 

 
Die Teilnahme an dem Termin für private Einwender ist je-
dem vom Ausbauvorhaben Betroffenen freigestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Be-
teiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann und das 
Anhörungsverfahren mit dem Schluss dieser Verhandlung 
beendet ist. 
 
Detmold, 30.06.2016 
 
K r e i s   L i p p e 
Der Landrat 
670.0 – Umweltrecht und Controlling  
als untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Vahle 
Az.: 4.3-32 99 60-10/6 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
289 Fünfte Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Errichtung und Unterhaltung von 
Übergangsheimen für ausländische Flüchtlin-
ge in der Stadt Bad Salzuflen vom 11.05.2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
11.05.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorübergehenden Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen unterhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Un-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Ahornstr. 103, 
Kirchheider Str. 36, 
Schmaler Weg 5, 
Lockhauser Str. 5, 
Heidestr. 26 - 36, 
Tilsiter Str. 1 - 12, 
Danziger Str. 1 - 8, 
Memelner Str. 1 – 8, 
Königsberger Str. 1, 3, 2 – 34 (nur gerade), 
Breslauer Str. 2 – 12 (nur gerade), 
Hermannstr. 32, 
Fleerstr. 49, 
Bielefelder Str. 48. 
 

Artikel 2 
 
§ 6 Absatz der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je  

Quadratmeter Nutzfläche monatlich: 
 

Ahornstraße 103   5,40 €, 
Kichheider Straße 36   3,41 €, 
Schmaler Weg 5   3,18 €, 
Lockhauser Str. 5   3,00 €, 
Heidestr. 26 - 36   6,06 €, 
Tilsiter Str. 1 - 12   6,06 €, 
Danziger Str. 1 - 8   6,06 €, 
Memelner Str. 1 – 8   6,06 €, 
Königsberger Str. 1, 3,  
2 – 34 (nur gerade)   6,06 €, 
Breslauer Str. 2 – 12 (nur gerade) 6,06 €, 
Hermannstr. 32   4,25 €, 
Fleerstr. 49    6,26 €, 
Bielefelder Str. 48   4,61 €. 

 
Artikel 3 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
 
 

 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 22.06.2016 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
Roland Thomas 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Fünfte Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in der Stadt Bad 
Salzuflen“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 22.06.2016 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
290 Bekanntmachung 
 

I. 
 
Die DHS Bodenmanagement GmbH & Co.KG, Quellenstr. 
27, 32791 Lage hat gemäß § 35 des Gesetz zur Förderung 
der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträgli-
chen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsge-
setz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) in der 
z. Zt. gültigen Fassung in Verbindung mit den § 21 Abfall-
gesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallge-
setz -LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV. NW. S. 250) in der z. 
Zt. gültigen Fassung die Planfeststellung für das nachste-
hende Vorhaben beantragt: 
 

Erweiterung der Bodendeponie an der Heipker 
Straße in Lage, Gemarkung Pottenhausen, Flur 7 
und in Leopoldshöhe, Gemarkung Krentrup, Flur 
2. 
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Weitere Einzelheiten sind aus den Antragsunterlagen von 
April 2016 ersichtlich. 
 
Die Antragsunterlagen können bei der 
 
Stadtverwaltung Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, 32105 Bad Salzuflen Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt, 6. Obergeschoss (Zimmer Nr. 6.8) 
 
während der allgemeinen Dienststunden, Montag bis Mitt-
woch von 8.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 
17.30 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr, innerhalb der 
Auslegungsfrist von einem Monat eingesehen werden. Die 
einmonatige Auslegungsfrist beginnt am 25. Juli 2016 
und endet mit Ablauf des 26. August 2016.  
 
Einwendungen gegen das Vorhaben und Stellungnahmen 
von Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entschei-
dung einzulegen (vgl. § 35 KrWG und § 9 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
24.02.2010 (BGBl. I Seite 94) in Verbindung mit § 73 Ab-
satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV 
NRW Seite 602) - jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung - 
sind zur Vermeidung des Ausschlusses spätestens inner-
halb von 2 Wochen nach dem Ende der vorbezeichneten 
Auslegungsfrist schriftlich - möglichst in dreifacher Ausfer-
tigung - oder zur Niederschrift bei der 
 
Stadtverwaltung Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, 32105 Bad Salzuflen Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt, 6. Obergeschoss (Zimmer Nr. 6.8) 
 
zu erheben. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
und Stellungnahmen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Aus den Einwendungen und Stellungnahmen muss die la-
dungsfähige Anschrift ersichtlich sein. Außerdem sollten 
die Einwendungen begründet werden. 
 

II. 
 
Über die eingegangenen Einwendungen und Stellungnah-
men wird in einem noch festzusetzenden Termin mündlich 
verhandelt. Zu diesem Termin ergeht an diejenigen, die 
Einwendungen erhoben oder  eine Stellungnahme abge-
geben haben, eine besondere Einladung. Darüber hinaus 
wird der Termin öffentlich bekannt gemacht. Bei Ausblei-
ben eines/-r Beteiligten kann in dem Erörterungstermin 
auch ohne ihn/sie verhandelt werden. Verspätete Einwen-
dungen und Stellungnahmen bleiben bei der Erörterung 
und Entscheidung unberücksichtigt. 
 
Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen 
vorzunehmen sind, können diese durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. Die Zustellung der Ent-
scheidung kann in solchen Fällen ebenfalls durch öffentli-
che Bekanntmachung erfolgen. 
 
 
 
 
 

 
Werden keine Einwendungen erhoben, erübrigt sich die 
Durchführung eines Erörterungstermins. 
 
Detmold, 10.06.2016 
 
K R E I S   L I P P E 
Der Landrat 
670.0 Umweltrecht, Controlling 
Im Auftrag 
 
Drexhage 
 
Az.: 700-7022-05/32 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß § 38 
KrWG i. V. m. § 73 VwVfG ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Bad Salzuflen, den 29.06.2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Stadt Detmold 
 
291 Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
01-06B „Hiddeser Berg Ost“, 3. (beschleunigte) Ände-
rung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: zwischen Bielefelder Straße, 

Gutenbergstraße, Martin-
Luther-Straße und der Wege-
verbindung zwischen Biele-
felder Straße und Martin-
Luther-Straße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 08.06.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-06B „Hiddeser Berg Ost“, 
3. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: zwischen Bielefelder Straße, 

Gutenbergstraße, Martin-
Luther-Straße und der Wege-
verbindung zwischen Biele-
felder Straße und Martin-
Luther-Straße 

 
Der o. a. Bebauungsplan wird gem. § 13a (1) BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung (§ 2 (4) BauGB) aufgestellt. 
 
Die Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Für 
das Änderungsgebiet ist davon auszugehen, dass ein Vor-
kommen besonders geschützter planungsrelevanter Arten 
im Sinne des § 10 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
nicht vorhanden sind. Gem. den Aussagen des Landesam-
tes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LA-
NUV) ist kein gesetzlich geschütztes Biotop, kein Vogel-
schutzgebiet und kein FFH-Gebiet betroffen. Verbotstatbe-
stände des § 19 (3) BNatSchG liegen nicht vor. Es werden 
keine Maßnahmen durchgeführt, die gem. § 42 (1) 
BNatSchG im Sinne des Artenschutzes als Verbote gelten.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 08.06.2016 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-06B „Hiddeser Berg Ost“, 
3. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: zwischen Bielefelder Straße, 

Gutenbergstraße, Martin-
Luther-Straße und der Wege-
verbindung zwischen Biele-
felder Straße und Martin-
Luther-Straße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 16.06.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
292 Aufstellung der Außenbereichssatzung „Südli-

cher Schliepsteinweg“, Stt. Holzhausen-
Externsteine 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner öf-
fentlichen Sitzung vom 27.04.2016 die Aufstellung der o.g. 
Satzung beschlossen. 
 
Durch die Außenbereichssatzung kann zu Wohnzwecken 
dienenden Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2 Baugesetz-
buch nicht entgegengehalten werden, dass sie einer Dar-
stellung im Flächennutzungsplan über Flächen für die 
Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entste-
hung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten 
lassen. 
 
Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ist aus dem nach-
folgend mit abgedrucktem Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Bei Aufstellung der Satzung sind die Vorschriften über die 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 entsprechend anzuwen-
den. § 10 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. Von der 
Satzung bleibt die Anwendung des § 35 Abs. 4 unberührt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2016 
 
gez. 
 
 
Rother 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Gemeinde Kalletal 
 
293 Ersatzbestimmung eines Vertreters gemäß § 

45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) für den Rat 
der Gemeinde Kalletal 

 
Der bei der Kommunalwahl am 25. Mai 2015 für die Christ-
lich Demokratische Union Deutschlands (CDU) gewählte 
Bewerber Herr Jens Hankemeier hat durch Erklärung ge-
mäß §§ 37, 38 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) vom 16. 
Juni 2016 gegenüber dem Wahlleiter den Verzicht auf sein 
Mandat im Rat der Gemeinde Kalletal mit Ablauf des 30. 
Juni 2016 erklärt.   
Die Ersatzbestimmung des Vertreters ergibt sich aus der 
"Reserveliste der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands (CDU) für die Wahl der Vertretung der Ge-
meinde Kalletal im Jahr 2014".  
 
Gemäß § 45 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunalwah-
len im Lande Nordrhein-Westfalen (KWahlG) in der zurzeit 
geltenden Fassung stelle ich in Folge des Ausscheidens 
von Herrn Hankemeier aus dem Rat fest, dass nach der 
Reserveliste der CDU  
 

� Herr Marc Meierkord, Brunsberg 15, 
32689 Kalletal, 

 
mit Wirkung vom 01. Juli 2016 als Nachfolger für Herrn 
Hankemeier in den Rat der Gemeinde Kalletal gewählt ist. 
Herr Meierkord hat gemäß § 62 Kommunalwahlordnung 
(KWahlO) die Erklärung über die Annahme der Wahl abge-
geben. 
 
Gemäß § 39 Abs. 1 KWahlG in Verbindung mit § 45 Abs. 1 
KWahlG kann gegen die Feststellung innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe beim Wahlleiter der Gemeinde Kal-
letal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, Einspruch einge-
legt werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Die Bekanntmachung kann auch auf der Internetseite der 
Gemeinde Kalletal (www.kalletal.de ) unter der Rubrik „Be-
kanntmachungen“ eingesehen werden. 
 
Kalletal, den 29. Juni 2016 
 
 
Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
294 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung „Städtische Betriebe Lemgo“ zum 
31.12.2014 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 11.04.2016 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsausschusses der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtungen den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2014 mit einer Bilanzsumme von 
3.835.907,58 EUR und einem Jahresfehlbetrag von 
91.834,37 EUR festgestellt. Das Jahresergebnis wird in 
Höhe von minus 91.834,37 EUR (Jahresfehlbetrag) vorge-
tragen und auf die Allgemeine Rücklage verrechnet. 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo erteilt dem Gemein-
samen Betriebsausschuss die Entlastung. 
 
Mit Schreiben vom 29.06.2016 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer der Städtischen Betriebe Lemgo. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 hat 
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BeGeKo 
GmbH, Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 08.03.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Städtische Be-
triebe Lemgo 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Ergebnis- und Finanzrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der ei-
genbetriebsähnlichen Einrichtung Städtische Betriebe 
Lemgo für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2014 bis zum                
31. Dezember 2014 geprüft. Die Buchführung und die Auf-
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
Vorschriften der Gemeindeordnung NRW und der Gemein-
dehaushaltsverordnung NRW liegen in der Verantwortung 
der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 106 
Abs. 1 GO NRW und § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und  

 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unse-
re Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft BeGeKo GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 29.06.2016 
 
GPA NRW 
 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung „Städtische Betriebe Lemgo“ 
für das Wirtschaftsjahr 2014 liegen gem. § 26 Abs. 4 der 
Eigenbetriebsverordnung bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme in der Kämme-
rei der Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, Papenstr. 9, 
Zimmer 117, 32657 Lemgo, während der Öffnungszeiten 
(Mo. – Fr. 08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, Fr. 08:30 bis 
12:00 Uhr) für jedermann aus. 
 
Lemgo, den 30.06.2016 
 
Städtische betriebe lemgo 
 
 
Tolkemitt 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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295 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung „Straßen und Entwässerung Lemgo“ zum 
31.12.2014 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 11.04.2016 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsausschusses der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtungen den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2014 mit einer Bilanzsumme in Höhe von 
180.253.664,39 EUR und einem Jahresüberschuss von 
3.109.842,42 EUR festgestellt. Das Jahresergebnis wird in 
Höhe von 1.119.248,42 EUR vorgetragen und der Allge-
meinen Rücklage zugeführt sowie in Höhe von 
1.990.594,00 EUR an die Stadt ausgeschüttet (nachricht-
lich: Im Rahmen einer Vorabausschüttung ist dieser Betrag 
bereits im laufenden Wirtschaftsjahr planmäßig ausge-
schüttet worden). 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo erteilt dem Gemein-
samen Betriebsausschuss die Entlastung. 
 
Mit Schreiben vom 17.05.2016 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Straßen und Entwässerung 
Lemgo. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2014 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft INTECON GmbH, Niederlassung Bad Oeynhau-
sen, bedient. 
  
Diese hat mit Datum vom 14.03.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Teilergebnisrechnun-
gen, Teilfinanzrechnungen sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung "Straßen und Entwässerung 
Lemgo" für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2014 bis 
31.12.2014 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den gemeinde-
rechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung. Der Betrieb hat das Wahlrecht gem. § 27 
EigVO NW ausgeübt (Anwendung des Neuen Kommuna-
len Finanzmanagements). Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und  
 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt.  
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung "Straßen und Ent-
wässerung Lemgo" den deutschen handelsrechtlichen und 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften (und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung) und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der ei-
genbetriebsähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft INTECON GmbH, Niederlassung Bad 
Oeynhausen, ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 17.05.2016 
 
GPA NRW 
 
Im Auftrag 
Matthias Middel 
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung „Straßen und Entwässerung 
Lemgo“ für das Wirtschaftsjahr 2014 liegen gem. § 26 Abs. 
4 der Eigenbetriebsverordnung bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme in der 
Kämmerei der Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, Pa-
penstr. 9, Zimmer 117, 32657 Lemgo, während der Öff-
nungszeiten (Mo. – Fr. 08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, 
Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) für jedermann aus. 
 
Lemgo, den 30.06.2016 
 
Straßen und Entwässerung Lemgo 
 
 
Kugelmann 
Betriebsleiterin 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
296 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung „Gebäudewirtschaft Lemgo“ zum 
31.12.2014 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 11.04.2016 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsausschusses der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtungen den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2014 mit einer Bilanzsumme von 
111.012.289,99 EUR und einem Jahresüberschuss von 
24.272,40 EUR festgestellt. Das Jahresergebnis wird in 
Höhe von 24.272,40 EUR (Jahresüberschuss) vorgetragen 
und der Allgemeinen Rücklage zugeführt. 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo erteilt dem Gemein-
samen Betriebsausschuss die Entlastung. 
 
Mit Schreiben vom 29.06.2016 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Gebäudewirtschaft Lemgo. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BeGeKo 
GmbH, Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 10.03.2016 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Gebäudewirt-
schaft Lemgo 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Ergebnis- und Finanzrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der ei-
genbetriebsähnlichen Einrichtung Gebäudewirtschaft Lem-
go für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2014 bis zum                 
31. Dezember 2014 geprüft. Die Buchführung und die Auf-
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
Vorschriften der Gemeindeordnung NRW und der Gemein-
dehaushaltsverordnung NRW liegen in der Verantwortung 
der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung.  

 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 106 
Abs. 1 GO NRW und § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unse-
re Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft BeGeKo GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 29.06.2016 
 
GPA NRW 
 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung „Gebäudewirtschaft Lemgo“ für 
das Wirtschaftsjahr 2014 liegen gem. § 26 Abs. 4 der Ei-
genbetriebsverordnung bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme in der Kämmerei der 
Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, Papenstr. 9, Zimmer 
117, 32657 Lemgo, während der Öffnungszeiten (Mo. – Fr. 
08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) 
für jedermann aus. 
 
Lemgo, den 30.06.2016 
 
Gebäudewirtschaft lemgo 
 
 
Tolkemitt 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
297 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung „Forst und Grün Lemgo“ zum 31.12.2014 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 11.04.2016 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsausschusses der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtungen den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2014 mit einer Bilanzsumme von 
30.160.503,41 EUR und einem Jahresüberschuss von 
58.213,26 EUR festgestellt. Das Jahresergebnis wird in 
Höhe von 8.213,26 EUR vorgetragen und der Allgemeinen 
Rücklage zugeführt. Die Ausschüttung in Höhe von 
50.000,00 EUR an die Stadt erfolgt nach dem Verwen-
dungsbeschluss. 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo erteilt dem Gemein-
samen Betriebsausschuss die Entlastung. 
 
Mit Schreiben vom 17.05.2016 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Forst und Grün Lemgo. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft INTECON 
GmbH, Niederlassung Bad Oeynhausen, bedient. 
  
Diese hat mit Datum vom 09.11.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
  
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Teilergebnisrechnun-
gen, Teilfinanzrechnungen sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung "Forst und Grün Lemgo" für 
das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den gemeinderechtlichen 
Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung. Der Betrieb hat das Wahlrecht gem. § 27 EigVO  

 
NW ausgeübt (Anwendung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements). Unsere Aufgabe ist es, auf der Grund-
lage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung "Forst und Grün 
Lemgo" den deutschen handelsrechtlichen und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen der Betriebssatzung und vermittelt un-
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft INTECON GmbH, Niederlassung Bad 
Oeynhausen, ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Gemäß § 3 (4) der Verordnung 
über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Ei-
genbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP 
DVO) wird der Bestätigungsvermerk um den folgenden 
Hinweis ergänzt. 
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„Die Bewertung des passiven Rechnungsabgrenzungspos-
tens für die Grabnutzungsrechte zum 31.12.2014 erfolgte 
durch Indizierung der historischen Graberwerbsgebühren. 
Wir weisen darauf hin, dass es sich bei diesem passiven 
Rechnungsabgrenzungsposten gemäß  § 42 Abs. 3 
GemHVO um vor dem Abschlussstichtag eingegangene 
Einnahmen handelt, die einen Ertrag für eine bestimmte 
Zeit nach diesem Tag darstellen. Insofern sind die histori-
schen Werte abzugrenzen.“ 
 
Herne, den 17.05.2016 
 
GPA NRW 
 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung „Forst und Grün Lemgo“ für das 
Wirtschaftsjahr 2014 liegen gem. § 26 Abs. 4 der Eigenbe-
triebsverordnung bis zur Feststellung des folgenden Jah-
resabschlusses zur Einsichtnahme in der Kämmerei der 
Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, Papenstr. 9, Zimmer 
117, 32657 Lemgo, während der Öffnungszeiten (Mo. – Fr. 
08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) 
für jedermann aus. 
 
Lemgo, den 30.06.2016 
 
Forst und GrÜn Lemgo 
 
 
Aust 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
298 Öffentliche Zustellung eines Bescheides über 

Grundbesitzabgaben 
 
Der Bescheid über Grundbesitzabgaben und andere Abga-
ben vom 15.01.2016, Kassenzeichen 1002562, an Herrn 
Paul Boetius letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Icknield Way SG 6 1 Wt 
00000 Letchworth / Hertfordshire 
Grossbritanien 
 
wird hiermit gemäß § 10 des Landeszustellungs-gesetzes 
(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) – in der 
zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. Wegen 
des unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten Person ist 
die Zustellung des Bescheides nicht möglich. Es ist daher 
die öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW durchzu-
führen. 
 
Der Bescheid über Grundbesitzabgaben kann bei der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, Domäne 3, 32816 Schieder-
Schwalenberg, Zimmer 23, vom Betroffenen gegen Vorlage 
des Personalausweises abgeholt oder eingesehen werden. 
 
Der Grundbesitzabgabenbescheid gilt zwei Wochen nach 
Veröffentlichung im Kreisblatt Lippe als zugestellt. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 23.06.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Gemeinde Schlangen 
 
299 Ersatzbestimmung von Vertretern gem. § 45 

Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes (KwahlG) 
 
Das Ratsmitglied Dr. Christian Beckmann (CDU) hat ge-
genüber dem Wahlleiter erklärt, dass er auf sein Ratsman-
dat mit Wirkung vom 01.06.2016 verzichtet. 
 
Ich stelle hiermit fest, dass der unter der lfd. Nr. 12 der Re-
serveliste der Christlich Demokratischen Partei Deutsch-
land aufgeführte Bewerber, Herr Dirk Hofschlag, Garten-
straße 1, 33189 Schlangen, mit Wirkung vom 10.06.2016 in 
den Rat der Gemeinde Schlangen gewählt ist. 
 
Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes wird diese 
Entscheidung hiermit öffentlich bekannt gemacht.   
 
Gem. § 39 Abs. 1 in Verbindung mit § 45 Abs. 1 KwahlG 
kann gegen die Feststellung innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe bei mir, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, Ein-
spruch eingelegt werden. Der Einspruch ist schriftlich ein-
zureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schlangen, den 27. Juni 2016  
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
300 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. S19 a 

der Gemeinde Schlangen, Gewerbegebiet zwi-
schen Lindenstraße und Schützenstraße, im 
OT Schlangen 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
23.06.2016 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
a) 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die Einleitung 
des Verfahrens zur 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. S 
19 a – Gebiet zwischen Linden- und Schützenstraße – in 
der Gemeinde Schlangen gemäß § 2 (1) BauGB i. V. m. § 
1 (8) BauGB. 
 
Der Beschluss wird gemäß § 2 (1) BauGB in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666 – SGV. NW. 2023), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 
(GV NRW S. 564, 565) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
b)  
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die 2. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. S 19 a mit Begründung als 
Vorentwurf und ordnet die Durchführung der Öffentlich-
keitsbeteiligung und der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3 (1) und § 4 
(1) BauGB auf der Grundlage dieses Vorentwurfs an. 
 
 
 

 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekanntgemacht, dass der Vorentwurf der 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. S19 a der Gemeinde 
Schlangen, Gewerbegebiet zwischen Lindenstraße und 
Schützenstraße, im OT Schlangen, in der Zeit vom 
 

20. Juli 2016 bis einschließlich 19. August 2016 
 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in der 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Bedenken und Anregungen zu der offen liegenden Be-
gründung können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift im Rathaus Schlangen, Im Dorfe 2, 
33189 Schlangen, vorgebracht werden. 
 
Schlangen, den 29.06.2016 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. S19 a der Ge-
meinde Schlangen, Gewerbegebiet zwischen Linden-
straße und Schützenstraße, im OT Schlangen 
 

 

_____ Geltungsbereich B-Plan Nr. S 19 a 

_ _ _ _   Änderungsbereich B-Plan Nr. S 19 a 
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Jobcenter Lippe 
 
301 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Erstattungsbescheides gemäß §§ 48 und 50 
SGB X vom 20.06.2016 für die Zeit vom 
01.05.2015 bis 30.06.2015 sowie eines Aufhe-
bungs- und Erstattungsbescheides gemäß §§ 
47 und 50 SGB X vom 20.06.2016 an Herrn 
Christian Gerken 

 
An Herrn Christian Gerken sind am 20.06.2016 unter dem 
Aktenzeichen 6.210.2.20.70.0082.9 
ein Aufhebungs- und Erstattungsbescheides gemäß §§ 48 
und 50 SGB X sowie ein Aufhebungs- und Erstattungsbe-
scheides gemäß §§ 47 und 50 SGB X erlassen worden. 
 
Die Bescheide können nicht zugestellt werden, da Herrn 
Christian Gerken unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 werden daher die Bescheide durch öffentli-
che Bekanntmachung zugestellt. Sie gelten als zugestellt, 
wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als 
zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt 
die Widerspruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel 
grundsätzlich nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann die Bescheide beim Jobcenter Lippe, 
Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 2, in 
32758 Detmold, Zimmer 260 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 29.06.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Arne Neumann 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
 
 
 
302 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Erstattungsbescheides gemäß §§ 48 und 50 
SGB X vom 15.03.2016 für die Zeit vom 
01.04.2015  bis 30.04.2015 für Frau Margarita 
Bauer 

 
An Frau Margarita Bauer ist am 15.03.2016 unter dem Ak-
tenzeichen 6.210.2.20.14.0357.3 ein Aufhebungs- und Er-
stattungsbescheides gemäß §§ 48 und 50 SGB X erlassen 
worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Frau Marga-
rita Bauer unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  

 
Die Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 2, in 
32758 Detmold, Zimmer 260 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 01.07.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Arne Neumann 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Straßen. NRW. Regionalniederlassung 
OWL 
 
303 Bekanntmachung 
 
Betr.: Neubau der B 66 Ortsumgehung Barntrup 
hier:  Vorarbeiten (Faunistische Untersuchungen) auf  
          Grundstücken 
 

I. Bekanntmachung 
 
Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regi-
onalniederlassung Ostwestfalen-Lippe, Stapenhorststraße 
119, 33615 Bielefeld beabsichtigt, in der Stadt Barntrup für 
das o.a. Bauvorhaben faunistische Untersuchungen durch-
zuführen. 
 
Um das Vorhaben ordnungsgemäß planen zu können, sind 
faunistische Untersuchungen, teilweise auch in den Abend- 
und Nachtstunden, notwendig, um frühzeitig Ersatzmaß-
nahmen für beeinträchtigte Arten (Fledermäuse) anlegen 
zu können. Diese Vorarbeiten sollen in dem Zeitraum von 
Ende Juli  bis voraussichtlich Ende September 2016 
durchgeführt werden. Eine genaue Terminierung der Arbei-
ten ist nicht möglich, da die notwendigen Arbeiten u. a. 
wetterabhängig sind. 
 
Der gesamte Untersuchungsraum ist in dem nachfolgend 
abgedruckten Übersichtsplan, der Bestandteil dieser Be-
kanntmachung ist, zu ersehen. Betroffen sind Flurstücke in 
den Gemarkungen Barntrup, Selbeck und Sonneborn. 
 
Das Recht zur Durchführung der vorgenannten Arbeiten ist 
dem Landesbetrieb Straßenbau NRW  durch § 16a Absatz 
1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) eingeräumt, wonach 
Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte zur Vorbe-
reitung der Planung u. a. notwendige Bodenuntersuchun-
gen einschließlich der vorübergehenden Anbringung von 
Markierungszeichen sowie sonstige Vorarbeiten durch die 
Straßenbaubehörde oder ihre Beauftragten zu dulden ha-
ben. 
 
Etwaige unmittelbare Vermögensnachteile, die durch diese 
Arbeiten entstehen sollten, werden gemäß der Bestimmung 
des § 16a Absatz 3 Bundesfernstraßengesetz ausgegli-
chen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei den vorge-
nannten Arbeiten um notwendige Vorarbeiten zur sachge-
rechten Planung handelt und nicht über die Ausführung der 
geplanten Straße entschieden wird.  
 

II. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
Gemäß § 80 Absatz 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) wird die sofortige Vollziehung angeordnet, 
da die Durchführung der beschriebenen Vorarbeiten für 
den Bau der Straße im besonderen öffentlichen Interesse 
liegt. 
 
Begründung: 
Um den Neubau der B 66 Ortsumgehung Barntrup durch-
führen zu können, ist es erforderlich, dass die o. a. Vorar-
beiten im oben angeführten Zeitraum durchgeführt werden. 
 
 
 

 
Hierzu ist das Betreten einzelner Grundstücke unvermeid-
bar. Ohne die Anordnung der sofortigen Vollziehung müss-
te die Rechtskraft dieser Bekanntmachung abgewartet 
werden, die durch den Gebrauch von Rechtsmitteln auf ei-
ne unübersehbare Zeit hinausgezögert werden könnte. 
Hierdurch würde eine Unterbrechung von Planung und 
Vorarbeiten entstehen, die nicht vertretbar ist. 
 
Bei Abwägung der öffentlichen und der privaten Interessen 
ergibt sich, dass durch die sofortige Vollziehbarkeit für die 
Betroffenen keine unzumutbaren Beeinträchtigungen ent-
stehen. Deren private Interessen müssen daher gegenüber 
den öffentlichen Interessen zurücktreten. Durch die Vorar-
beiten werden diese in ihren Rechten in Bezug auf die 
Planfeststellung und etwaige spätere Rechtsmittel nicht 
beeinträchtigt. Es ist auch nicht zu erwarten, dass durch 
die Vorarbeiten größere Schäden auf den Grundstücken 
entstehen. Unmittelbare Vermögensnachteile werden, wie 
oben bereits ausgeführt, nach entschädigungsrechtlichen 
Grundsätzen ausgeglichen. 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt somit in öf-
fentlichem Interesse. 
 
Rechtsbehelfs-/Rechtsmittelbelehrung: 
Gegen diese Bekanntmachung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Münster, Piusallee 38, 48147 Münster, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle die-
ses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann zur 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe gem. § 80 Abs. 5 VwGO 
ein Antrag bei dem Verwaltungsgericht Minden, Postfach 
32 40, 32489 Minden schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts ge-
stellt werden. 
 
Ich weise darauf hin, dass eine Klage wegen der Anord-
nung der sofortigen Vollziehung keine aufschiebende Wir-
kung hat. 
 
Straßen.NRW 
Regionalniederlassung Ostwestfalen-Lippe 
Stapenhorststraße 119 
33615 Bielefeld 
Az: 2.20.03.50 
Im Auftrag 
 
 
gez. Manuela Rose 

Kr.Bl.Lippe 11.07.2016 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


